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Keine Gemeindeversammlungen Die
BaselbieterRegierung schickt ein
imEilverfahrenverfasstes Gesetz
zu coronabedingtenAlternativen
zu Gemeindeversammlungen in
die Vernehmlassung. Sie erfüllt
damit einenAuftrag des Landrats,
beantragt aber gleichzeitig, den
Gesetzesentwurf abzulehnen.

Der Landrat hatte die Regie-
rungmit derÜberweisung eines
Postulats am 5.November damit
beauftragt, eine Gesetzesvorlage
auszuarbeiten, die es Gemeinden
erlauben würde, während der
Corona-Krise befristet bei wich-
tigenGeschäften anstelle vonGe-
meindeversammlungen Urnen-
abstimmungen durchzuführen.
Die Regierung hat nun innert
kurzer Frist einen entsprechen-
den Gesetzesentwurf vorgelegt,
wie sie am Mittwoch mitteilte.

Die Regierung schickt diesen
Entwurf nun in eine beschleunig-
te Vernehmlassung, um noch im
Dezembereinen definitiven Land-
ratsbeschluss zu ermöglichen.

Gleichzeitig spricht sie sich
aber gegen die Gesetzesvorlage
aus, die eine bis Juni 2021 befris-
tete Abweichung zum Gemein-
degesetz zur Folge hätte. Grund-
sätzlich sei die Durchführung
von Gemeindeversammlungen
nach wie vor möglich, schreibt
sie. Eine Abkehr von Gemeinde-
versammlungen würde einer
Einschränkung der politischen
Rechte gleichkommen. (sda)

Wegen Corona
an die Urne?

Jan Amsler

Jörg Vitelli hat sich ein bisschen
zu früh gefreut – aber nicht ver-
gebens. Der SP-Parlamentarier
aus Basel-Stadt glaubte amMitt-
woch im Grossen Rat für einen
Moment, die Regierung auf sei-
ner Seite zu haben. Doch er hat
ihr Schweigen falsch verstanden:
Es ist nicht so, dass sie seine Idee
eines Pharma-ExpressvomBasel
biet ins Kleinbasel unterstützen
würde; vielmehr wollte sie sei-
nenVorstoss gar nicht erst kom-
mentieren.

Das hat die meisten Grossräte
aber nicht davon abgehalten,
Vitellis Anliegen eine Chance zu
geben. Mit dem deutlichen Ab-
stimmungsergebnis von 66 Ja-
gegen 4Nein-Stimmen bei einer
Enthaltung haben sie dem Re-
gierungsrat die Aufgabe erteilt,
seine Forderung zu prüfen.

Vitelli will wissen, wie gross
der Nutzen wäre, wenn die
S-Bahn-Entlastungszüge aus
dem Ergolztal und dem Fricktal
morgens und abends direkt über
Muttenz zum Badischen Bahn-
hof fahrenwürden. Das Umstei-
gen am Bahnhof SBB fiele weg,
wodurch Pendler ab Pratteln
rund 15Minuten gewännen.Und
wenn die Verbindung amAbend
in die andere Richtung ebenfalls
bestünde, beliefe sich die Zeit-
ersparnis pro Tag auf eine halbe
Stunde. Das würde den ÖV
attraktivermachen, die Strassen

und der Bahnhof SBB würden
entlastet. Überdies fragt Vitelli,
ob gegebenenfalls auch derBund
ein solches Projekt unterstützen
würde.

Der Zuspruch imBasler Parla-
ment freut auch Thomas Noack
(SP, BL). Er hat im Landrat einen
gleichlautenden Vorstoss einge-
reicht, der von Politikern von
links bis in die Mitte unterzeich-
net worden ist. Sein Postulat ist
noch hängig,und bislang ist noch
nicht bekannt, wie die Baselbie-
ter Regierung zur Forderung
steht. Das Signal aus Basel sei
jedenfalls «super», sagt Noack.

Nicht auf Herzstück warten
Noack und Vitelli wollen mit
ihrem Vorschlag nicht etwa das
Herzstück torpedieren. Die un
terirdischeVerbindung zwischen
Bahnhof SBB und Badischem
Bahnhof sei durchaus sinnvoll.
Doch bis das Riesenprojekt rea-
lisiert sein dürfte, streichen lo-
cker 15 Jahre ins Land. In der Zwi-
schenzeit soll die S-Bahn nach
Möglichkeit attraktiver gestaltet
werden.

Noack ist der Meinung, in der
einfachstenVariante sei eineVer-
bindung von Pratteln ins Klein-
basel schon heute mit vertretba-
rem Aufwand umsetzbar, zumal
die Schienen zum Badischen
Bahnhofwegen des direkten Gü-
terverkehrs längst verlegt sind
und auch genutzt werden.Wenn
nun die Entlastungszüge über
diese Gütertrassees geführtwür-
den, entstünde zwar eine Ver-
flechtung,wieman sie allgemein
abzubauenversucht.Dochbeivier
Zügen pro Tag sei das vertretbar.
Etwas komplizierter wird es in-
des, wenn der Pharma-Express

auch den Bahnhof Muttenz und
die geplante Haltestelle Solitude
bei der Roche in Basel anfahren
soll. Dazu bräuchte es insgesamt
dreiWeichenverbindungen.

Idee aus den 70ern
Einen Chemie-Pendler-Zug gab
es schon 1976/77.Dieser fuhrvon
Gelterkinden über Muttenz an
den Badischen Bahnhof. Doch
wegen ungünstiger Rahmenbe-
dingungen und schikanösen
Grenzkontrollen blieb es damals
bei einemVersuchsbetrieb.Heu-
te, mit offenen Grenzen und
einer steigenden Zahl anArbeits-
plätzen im Kleinbasel dank Ro-
che und Syngenta, ist die Aus-
gangslage eine andere. Noack
und Vitelli wollen das Potenzial
dieses Pharma-Express deshalb
überprüft haben.

Kritisch äussert sich der Ver-
ein Agglo Basel in einem frühe-
ren Bericht der bz. Man habe
diese Verbindung im Rahmen
der Herzstück-Planungen ange-
schaut, aber das Potenzial sei im
Vergleich zu den notwendigen
Anpassungen in der Infrastruk-
tur zu klein, liess sich Geschäfts-
führer Patrick Leypoldt zitieren.

Jörg Vitelli sagte amMittwoch
im Grossen Rat, ihm seien keine
Studien bekannt, die zeigten, dass
die Idee unmöglich sei. Abgese-
hen davon würden die baulichen
Massnahmen auch der geplanten
transeuropäischen Bahn zugute-
kommen, die dereinst von Ams-
terdamüberdenBadischenBahn-
hof bis nachRom fahren soll.Auch
Noack lässt sich nicht abschre-
cken: «Sollte sich herausstellen,
dass das Kosten-Nutzen-Verhält-
nis tatsächlich nicht stimmt, ist
das ja auch eine Erkenntnis.»

15Minuten schneller amBadischen Bahnhof
Auferstehung des Pharma-Express? Politiker aus beiden Basel fordern eine direkte Verbindung der S-Bahn von Pratteln über Muttenz
ins Kleinbasel. In der Stadt hat der Grosse Rat den Auftrag zur Prüfung bereits erteilt.

Der Badische Bahnhof soll verkehrstechnisch näher ans Baselbiet rücken. Foto: Georgios Kefalas (Keystone)

Berichterstattung aus
dem Kongresszentrum

Eigentlich ist es eine klare Sache:
Die Stimmberechtigten haben im
Sommer 2018 mit der satten
Mehrheit von 62 Prozent den
Wohnschutz in die Verfassung
des Kantons Basel-Stadt ge-
schrieben. Entsprechend sollte
dasVolksverdikt auch umgesetzt
werden. Werde es aber nicht,
meinen jene, die damals die Ab-
stimmung gewonnen haben. Sie
nennen dasWohnraumförderge-
setz ein «Bschiss-Gesetz», weil
nach ihrerAnsicht jene betrogen
werden, die damals den Wohn-
schutz in der Basler Verfassung
verankert haben.Und sie kritisie-
ren nicht nur die Bürgerlichen,
die das vorliegende Gesetz im
Grossen Rat durchgesetzt haben.

DerBall lag nach derVolksab-
stimmung von 2018 bei der
grünen Regierungspräsidentin
ElisabethAckermann,unterstützt
durch Stadtentwickler LukasOtt,
ebenfalls Mitglied bei den Grü-
nen. Es galt, den Verfassungsar-
tikel auf Gesetzesebene umzuset-
zen. Doch mit dem Resultat tun
sich heute dieVertreterinnen und
Vertreter derMieter schwer, allen
voran Mieterverbands-Co-Ge-
schäftsleiter Beat Leuthardt, als
Basta-GrossratMitglied derFrak-
tion desGrünenBündnisses.Also
Grün gegen Grün?

Wer ist daran schuld, dass über
einen Miet-Wohnschutz abge-
stimmt wird, der die Mieter nur
ungenügend schützt? Die Bür-
gerlichen und SP-Regierungsrat
Hans-Peter Wessels, sagt Leut-
hardt. Dieser habe nämlich den
Bürgerlichen geholfen, dem Ge-
setz aus der Küche Ackermanns
die Zähne zu ziehen.

«Vorlage verschlimmbessert»
«Sieben Sitzungen hat die rot-
grün dominierte Regierung ge-
braucht, um die Vorlage von Eli-
sabeth Ackermann zu beraten»,
sagt Leuthardt.Das lasse aufhor-
chen: Offensichtlich habe sich die
Regierung genötigt gesehen, die
von Ackermann eingebrachte
Vorlage über mehrere Sitzungen
zuverschlimmbessern.Und als es
Leuthardt und seinen Mitstrei-
tern anschliessend im Grossen
Rat auch nicht gelang, die Vorla-

ge zu retten,war klar: DerMieter-
verband und die linke Mehrheit
bekämpfen das Gesetz zum Ver-
fassungsartikel, den siemit ihrer
eigenen Initiative eingebracht ha-
ben – und das, so Leuthardt, der
Sache mehr schade als diene.

Auch mit dem neuen Gesetz
würden nämlich dieMieterinnen
und Mieter weiter aus ihren
Wohnungen verdrängt und ver-
trieben, wenn die Besitzer ihre
Rendite über entsprechende Sa-
nierungen verbessern wollten,
denn geschütztwürdenmit dem
Gesetz nur die wirklich tiefen
Mieten. Nicht die Mieter, die
einen Mietzins über dem soge-
nannten Medianwert zahlen.
Und auch nicht die älteren und
langjährigen Mieter.

Und umgangenwerden könn-
ten die vorgeschlagenen gesetz-
lichen Schutzmechanismen auch
noch, wenn vor der Sanierung
nicht gekündigt werde. Die Mie-
terinnen undMieter könnten sich
danndieWohnung später einfach
nichtmehr leisten.Von «Sinnlos-
sanierungen» spricht Leuthardt
und geisselt das Renditestreben
der grossen Immohaie wie der
Credit Suisse, der Zürich-Versi-
cherung oder eines UBS-Fonds.

Die Bürgerlichen verteidigen
das vorliegende Gesetz unisono

und sagen, es sei schärfer als die
heutige Gesetzgebung. Bezahl-
bare Wohnungen zu sanieren,
werde bewilligungspflichtig.Und
bewilligtwerde nur,wenn die ge-
kündigtenMieterinnen undMie-
ter nach der Sanierung zurück in
die Wohnungen könnten. Mehr,
als die bezahlbarenWohnungen
zu schützen, liege nicht drin,weil
man sonst Investoren abhalte.
DerWohnschutz müsse im Aus-
mass «vernünftig» bleiben, sa-
gen die Befürworter.

«Extrem pragmatisch»
Beat Leuthardt vom Mieterver-
band sagt zwar auch, er sei für
Kompromisse zu haben. Doch
sie müssten etwas bewirken –
etwa die aus den Wohnungen
vertriebenen älteren Mieterin-
nen und Mieter wirklich schüt-
zen. Die Vertreibungsspirale
abbremsen. «Wir begegnen bei
uns im Mieterverband immer
den gleichen Schicksalen und
können nichts dagegen ma-
chen», sagt Leuthardt. «Wir
arbeiten im Mieterverband ext-
rem pragmatisch, beraten rund
13’000 Leute jährlich, stossen
aber bei der Gegenseite auf kein
Verständnis.»

DerMieterverband sei partei-
politisch unabhängig, sagt Leut-

hardt. Wirklich? Bei den anste-
henden Regierungsratswahlen
ist der Mieterverband gegen
LDP-Kandidatin Stephanie Ey-
mann und auch gegen die Grün-
liberale Esther Keller. Eymann
sage, sie wolle die Investoren
nicht vergraulen und stehe mit
ihrer Partei für mehr Wohnun-
gen für gehobene Ansprüche,
sprich, für Reiche, verteidigt sich
Leuthardt. Und Keller sage, man
müsse halt mit den Investoren
reden. Im Grossen Rat habe Kel-
ler aber zweimal gegen Gesprä-
che mit den Schorenweg-Inves-
toren gestimmt.

Doch für die von den Kündi-
gungen bedrohten Mieterinnen
und Mieter engagiere sich in
Wirklichkeit nurHeidiMück von
der Basta. Leuthardt: «Klar, sie
setzt sich ja auch alsMietschlich-
terin für die Opfervon Sanierun-
gen und Massenkündigungen
ein.» Deshalb hofft Leuthardt
auch auf eine personell mieter-
freundliche neue Regierung.Und
auf einen neuen Anlauf für ein
besseres Wohnraumförderge-
setz. Auch auf die zweite, vom
Mieterverband lancierte Initiati-
ve. Diese lasse weniger Hinter-
türchen offen.

Thomas Dähler

Grün-grüner Kampf umBasler Mietwohnungen
Interner Krach wegen Abstimmung Beat Leuthardt, Co-Geschäftsleiter des Mieterverbands und Basta-Grossrat,
wehrt sich gegen dasWohnraumfördergesetz, das aber von der grünen Regierungspräsidentin stammt.

Die Bürgerlichen
verteidigen
das vorliegende
Gesetz unisono.


